
chender Anonymisierung erfolgen, damit die entsprechenden
Daten nicht individuell zuordenbar sind,63 außer es ist Eile
geboten.64 Es bedarf schließlich Transparenz, Rechtsschutz
und einer wirksamen Aufsicht.65

VI. Bezug zu anderen Grundrechten
Soweit Daten in die Antiterrordatei einbezogen werden, deren
Erhebung in das Telekommunikationsgeheimnis oder das
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung eingreift,
müssen die aus diesen Grundrechten folgenden Grenzen auch
für die Weitergabe von Daten eingehalten werden. Ansonsten
könnte etwa die Schwelle für die Übermittlung von durch eine
Wohnraumüberwachung gewonnener Daten abgesenkt wer-
den. Aus solchen Eingriffen stammende Daten sind daher zu
kennzeichnen und dürfen nicht vollständig und uneinge-
schränkt in die Antiterrordatei einbezogen werden. Entspre-
chendes gilt für durch Eingriff in das Grundrecht auf Gewähr-
leistung der Vertraulichkeit und Integrität informationstech-
nischer Systeme aus Art. 2 I iVm Art. 1 I GG gewonnene
Daten.66 Damit wird dieses im Urteil zur Online-Durch-
suchung67 entwickelte Grundrecht im Rahmen der informa-
tionellen Selbstbestimmung als eigenes Grundrecht behandelt.

K. FAZIT
Das Urteil des BVerfG vom 24.4.2013 zum Antiterrordateige-
setz fügt sich in die zahlreichen vorherigen Entscheidungen

zur informationellen Selbstbestimmung ein. Auffällig ist ins-
besondere, dass eine hinreichend bestimmte Fassung des Ge-
setzes verlangt wird. Dem Bestimmtheitsgrundsatz lassen sich
Restriktionen für den begünstigten Behördenkreis und den
belasteten Personenkreis entnehmen, ebenso für die Abfrage-
möglichkeiten von Daten. Insoweit fällt auch die Ableitung
einer Dokumentationspflicht auf, welche eine spätere Kon-
trolle sichern soll, wie sie schon im Urteil des VGH Mann-
heim zur Videoüberwachung aufschien. Verglichen zum Ur-
teil zur Rasterfahndung und zur Vorratsdatenspeicherung sind
die Anforderungen an das Vorliegen einer durch tatsächliche
Anhaltspunkte belegten konkreten Gefahr bzw. einen wahr-
scheinlichen Schadenseintritt nicht erwähnt. Auf den ersten
Blick wird damit der Bedeutung der Terrorprävention ein
größerer Stellenwert eingeräumt. Allerdings handelt es sich
beim Antiterrordateigesetz nur um Vorstufen der konkreten
Fahndungstätigkeit durch die Ermöglichung des Datenaustau-
sches. Die Fahndung selbst hat dann auf der Grundlage des
jeweiligen Fachrechts zu erfolgen und unterliegt damit wei-
terhin den Einschränkungen, die namentlich im Urteil zur
Rasterfahndung aufgestellt wurden.

63 BVerfG Urt. v. 24.4.2013 – 1 BvR 1215/07 Rn. 199 f.
64 BVerfG Urt. v. 24.4.2013 – 1 BvR 1215/07 Rn. 201 ff.
65 BVerfG Urt. v. 24.4.2013 – 1 BvR 1215/07 Rn. 204 ff.
66 BVerfG Urt. v. 24.4.2013 – 1 BvR 1215/07 Rn. 225 f.
67 BVerfGE 120, 274; näher oben G.
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& SACHVERHALT
A gehört zur sog. Hütchenspielerszene in Köln. Er platziert sich täglich am Bahnhofsportal,
um dort Passanten anzusprechen und zur Teilnahme an seinem Hütchenspiel zu bewegen.
Dieses Spiel läuft folgendermaßen ab: A stülpt einen von drei Fingerhüten über eine Kugel
und schiebt die Behältnisse rasch hin und her. Die Spieler müssen am Ende auf das Hütchen
zeigen, unter dem sie das Kügelchen vermuten. Tippen sie richtig, so kassieren sie das
Doppelte ihres Einsatzes. Liegen sie daneben, ist ihr Setzgeld verloren. A spiegelt den Spielern
dabei zunächst vor, dass es sich um ein langsam gespieltes „Hütchenspiel“ handelt; sobald sie
ihren Einsatz aus der Hand gegeben haben, nimmt der fingerfertige A die Schiebe- und
Wechselakte jedoch derart schnell und verwirrend vor, dass die Spieler die Position der Kugel
nur noch erraten können. In der Vergangenheit hatten Polizeibeamte, die am Kölner Haupt-
bahnhof ihren Streifendienst verrichteten, A mehrfach aufgefordert, das Hütchenspielen zu
unterlassen. Auch sprachen sie A gegenüber wiederholt Platzverweise aus.

Mit Schreiben vom 16.1.2013 erlässt der Kölner Polizeipräsident (P) gegenüber A das
Verbot, sich auf dem Bahnhofsvorplatz und im Hauptbahnhof „herumzutreiben“. Dem
Schreiben ist ein Stadtplan beigefügt, in dem die Grenzen des vom Verbot erfassten Bereichs
genau markiert sind. Das Verbot gilt vom Tag der Bekanntgabe an für die Dauer von drei
Monaten, und zwar von 6.00 Uhr bis 24.00 Uhr. P erklärt die Verfügung ausdrücklich für

* Der Verfasser Muckel ist Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht und Kirchenrecht an der Universität zu Köln und
Mitherausgeber der JA. Der Verfasser Ogorek ist Inhaber des Lehrstuhls für Staats- und Verwaltungsrecht, öffentliches und
privates Wirtschaftsrecht an der EBS Universität für Wirtschaft und Recht in Wiesbaden.
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sofort vollziehbar. Zugleich droht er dem A „für jeden Fall der Zuwiderhandlung“ ein
Zwangsgeld in Höhe von 300 EUR an. Der Bescheid wird A gegen Empfangsbekenntnis
ausgehändigt. P begründet den Bescheid damit, dass das Hütchenspiel in der Form, wie es von
A veranstaltet wird, kein unbedenkliches Geschicklichkeitsspiel sei, sondern vielmehr eine
Straftat, und zwar – was zutrifft – gem. § 263 StGB. Da ihn die bisherigen polizeilichen
Maßnahmen offenbar unbeeindruckt gelassen hätten, müsse jederzeit damit gerechnet werden,
dass A erneut Passanten betrügen werde. A den Aufenthalt auf dem Bahnhofsvorplatz und im
Bahnhofsgebäude zu verbieten, sei folglich ein „Gebot der Dringlichkeit“. Im Übrigen sei A
auf die Nutzung der Verkehrsinfrastruktur des Hauptbahnhofs nicht zwingend angewiesen. In
der Tat stehen am Köln-Deutzer Bahnhof, in dessen Nähe A wohnt, zahlreiche Verkehrs-
verbindungen zur Verfügung. Auch die Zwangsgeldandrohung wird von P ausführlich be-
gründet. Demgegenüber nimmt P in der Vollziehungsanordnung lediglich auf seine Begrün-
dung der Verbotsverfügung Bezug, die insoweit in gleicher Weise gelte.

A will das Vorgehen des Polizeipräsidenten auf keinen Fall hinnehmen. Er wendet sich
deshalb an das zuständige Verwaltungsgericht mit dem Antrag, ihm „sofort gegen die polizei-
lichen Willkürakte beizustehen“. Das Bahnhofsgebäude sei in den letzten Jahren für ihn und
seine Freunde zu einem unentbehrlichen Treffpunkt geworden. Ihm drohe soziale Verein-
samung, wenn er Bahnhofsgebäude und -vorplatz nun überhaupt nicht mehr betreten dürfe.
Das Verbot zwinge ihn überdies zu ständigen Umwegen; er brauche nun viel mehr Zeit, um
von der Innenstadt aus zu seiner Wohnung in Deutz zu gelangen. Weiterhin weist A –
zutreffend – darauf hin, dass der Bescheid ihm seitens des P in keiner Weise angekündigt
worden sei und ihn deshalb „aus heiterem Himmel“ getroffen habe. Schließlich sei das Vor-
gehen der Polizei auch deshalb unzulässig, weil die Vollziehungsanordnung keine gesonderte
Begründung enthalte, obwohl es sich bei ihr um eine von der Verbotsverfügung und der
Zwangsgeldandrohung zu unterscheidende Maßnahme handele.

In seiner Antragserwiderung weist P darauf hin, er habe die Darlegungen des A zum Anlass
genommen, den Fall noch einmal von Grund auf eingehend und unvoreingenommen zu über-
prüfen. Da A sich in der Vergangenheit über das polizeiliche Verbot des Hütchenspielens
wiederholt hinweggesetzt habe, halte er jedoch an seiner Entscheidung fest.

Wie wird das Gericht entscheiden?

& LÖSUNG

A. AUSLEGUNG DES RECHTSSCHUTZERSUCHENS
Das an das Verwaltungsgericht gerichtete Ersuchen des A, ihm „sofort gegen die polizeilichen
Willkürakte beizustehen“, ist analog §§ 133, 157 BGB auszulegen. Es handelt sich der Sache
nach um Anträge auf vorläufigen Rechtsschutz. Diese Anträge werden Erfolg haben, soweit
sie zulässig und begründet sind

B. ZULÄSSIGKEIT

I. Verwaltungsrechtsweg
Der Verwaltungsrechtsweg ist nach § 40 I 1 VwGO eröffnet. Die Streitigkeit ist öffentlich-
rechtlich, weil die streitentscheidenden Normen des PolG NRW die Polizei in ihrer spezifisch
hoheitlichen Funktion berechtigen. Da keine unmittelbar am Verfassungsleben Beteiligten um
Verfassungsrecht streiten, ist die Streitigkeit auch nichtverfassungsrechtlicher Art. Die abdrän-
genden Sonderzuweisungen in § 23 EGGVG und § 98 II 2 StPO (analog) greifen mangels
repressiv-polizeilichen Einschreitens nicht ein.

II. Statthafte Antragsart
Die statthafte Antragsart richtet sich nach dem Begehren des Antragstellers, wie es sich unter
verständiger Würdigung der Sach- und Rechtslage darstellt. A hat das Verwaltungsgericht um
vorläufigen Rechtsschutz ersucht. In Betracht kommen insoweit Anträge nach § 80 V 1
VwGO sowie nach § 123 I VwGO. Da die Anträge nach § 80 V 1 VwGO gem. § 123 V
VwGO Vorrang vor denjenigen nach § 123 I VwGO haben, ist mit der Prüfung des § 80 V 1
VwGO zu beginnen. Die in § 80 V 1 VwGO geregelten Anträge sind die richtigen Rechts-
behelfe, wenn in der Hauptsache Anfechtungsklagen zu erheben sind.

1. Verbot des „Herumtreibens“
Das an A adressierte Verbot, sich auf dem Bahnhofsvorplatz und im Hauptbahnhof „herum-
zutreiben“, ist ein Verwaltungsakt. In der Hauptsache ist damit eine Anfechtungsklage statt-
haft. Die Verfügung des P könnte als unaufschiebbare Maßnahme eines Polizeivollzugsbeam-
ten iSd § 80 II 1 Nr. 2 VwGO einzustufen sein. Das hätte zur Folge, dass A einen Antrag nach

Keine abdrängende
Sonderzuweisung
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